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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zu Maßnahmen zur Unterstützung von pflegenden Angehörigen1

1. Jeden Tag kümmern sich Tausende pflegende Angehörige um ein schwer krankes und 
pflegebedürftiges Familienmitglied unter Verzicht auf ihre sozialen Kontakte sowie auf 
ihr Privat- und Berufsleben. Dank der Bemühungen dieser Menschen kann der Staat 
zwischen 500 EUR und 1 000 EUR pro Tag einsparen, was den Kosten für Einrichtungen 
zur Langzeitpflege entspricht.

2. Im Gegensatz zu den meisten anderen EU-Ländern erkennt Italien die Tätigkeit 
pflegender Angehöriger nicht an. Sie haben daher keinerlei Anspruch auf Gesundheits-, 
Sozial- oder Versicherungsschutz.

3. Die Kommission und der Rat werden daher aufgefordert,

a. Italien an die sich aus den EU-Verträgen ergebenden Verpflichtungen gegenüber 
pflegenden Angehörigen zu erinnern;

b. die Mitgliedstaaten aufzufordern, sich über bewährte Verfahren auszutauschen, um 
einer Ungleichbehandlung innerhalb der EU entgegenzuwirken und für ein 
Mindestmaß an Schutz und Rechten in jedem Mitgliedstaat zu sorgen.

4. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


